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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

S 1 

(1) Dem Bund obliegen auf dem Gebiet 
der Binnenschiffahrt 

1 . die Förderung der Binnenflotte und des 
Binnenschiffsverkehrs im allgemeinen deut- 
schen Interesse, 

2. die Abwehr von Gefahren für die Sicher- 
heit und Leichtigkeit des Verkehrs (Schiff- 
fahrtspolizei) auf den Bundeswasserstra- 
ßen; die schiffahrtspolizeilichen Vollzugs- 
aufgaben nach Maßgabe einer mit den 
Landern zu schließenden Vereinbarung, 

3. die Schiffseichung (Schiffsvermessung) auf 
den Bundeswasserstraßen, 

4. die Ausstellung von Befähigungszeugnissen 
und von Bescheinigungen über Bau, Aus- 
rüstung, Bemannung und Betrieb der 
Wasserfahrzeuge und Flöße auf den Bun- 
deswasserstraßen. 

(2) Die dem Bund nach dem Gesetz über 
den gewerblichen Binnenschiffsverkehr vom 

1. Oktober 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1453) 
zustehenden Aufgaben bleiben unberührt. 

§ 2 

(1) Dem Bund obliegt im Benehmen mit 
den beteiligten Ländern die Festsetzung der 
Liegegelder nach § 32 Abs. 1 des Gesetzes 
betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse 
der Binnenschiffahrt (Binnenschiffahrtsgesetz) 
in der Fassung vom 20, Mai 1898 (Reidis- 
gesetzbl. S. 868), soweit die Liegegelder im 
Zusammenhang mit Beförderungsleistungen 
entstehen, die ganz oder streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen erbracht werden. Das 
gleiche gilt für die Festsetzung der Lade- und 


Löschzeiten nach den §§ 29 Abs. 4, 48 Abs. 4 
des Binnenschiffahrtsgesetzes. 

(2) Die dem Bund nach Absatz 1 obliegen- 
den Aufgaben nimmt der Bundesminister für 
Verkehr wahr. Er kann seine Befugnisse 
durch Rechtsverordnung auf die Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen übertragen. Die Be- 
fugnisse können einer Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektion für den Bezirk mehrerer 
Wasser- und Schiffahrtsdirektionen erteilt 
werden. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister für Verkehr wird 
ermächtigt, im Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 
Rechtsverordnungen zu erlassen über 

1. das Verhalten im Verkehr, 

2. die Anforderungen an den Bau, die Aus- 
rüstung, die Bemannung und den Betrieb 
sowie über die Kennzeichnung der Was- 
serfahrzeuge (Binnenschiffe, schwimmen- 
den Geräte, Kleinfahrzeuge, Fähren), Flöße 
und schwimmenden Anlagen, 

3. die Anforderungen an die Befähigung und 
Eignung von Schiffsführern und -mann- 
schaften, Floßführern, Fährleuten und 
Lotsen, 

4. die Gebühren für behördliche oder amtlich 
angeordnete Maßnahmen zur Durchfüh- 
rung der nach den Nummern 1 bis 3 er- 
lassenen Verordnungen; er bedarf hierzu 
des Einvernehmens mit dem Bundes- 
minister der Finanzen. 

Die Verordnungen nach den Nummern 2 
und 3 können das Verfahren festlegen, in 
dem der Nachweis für die Erfüllung der An- 
forderungen zu erbringen ist. 

(2) Die Ermächtigung nach Absatz 1 er- 
streckt sich nicht auf den Erlaß von Vor- 
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Schriften, die überwachungsbedürftige An- 
lagen im Sinne des § 24 der Gewerbeord- 
nung zum Gegenstand haben. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann 
durch Rechtsverordnung die Ermächtigung 
nach Absatz 1 auf die Wasser- und Schiff- 
fahrtsdirektionen übertragen. § 2 Abs. 2 
Satz 3 findet Anwendung. 

(4) Rechtsverordnungen, welche die in Ab- 
satz 1 Nummern 1 bis 3 genannten Gegen- 
stände betreffen, können die Freiheit und 
körperliche Unversehrtheit der Person 
(Artikel 2 des Grundgesetzes) und die Un- 
verletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) einschränken. 

§ 4 

Die Behörden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes haben im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 nach pflichtgemäßem 
Ermessen die notwendigen Maßnahmen zur 
Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leich- 
tigkeit des Verkehrs auf den Bundeswasser- 
straßen zu treffen; Rechtsverordnungen 
können sie nur im Fall des § 3 Abs. 3 er- 
lassen. 

§ 5 

Auf den im Bereich des Hamburger 
Hafens liegenden Teilen der Bundeswasser- 
straße Elbe ist der Bund im Rahmen des § 1 
Abs. 1 Nr. 2 nicht für Maßnahmen zustän- 
dig, die das Verhalten im Verkehr betreffen. 
Seine Maßnahmen erstrecken sich im übrigen 
nicht auf Wasserfahrzeuge, die ausschließlich 
zur Verwendung im Hamburger Hafen be- 
stimmt sind, auf die Führung und Beman- 
nung solcher Fahrzeuge sowie auf Hafen- 
lotsen. 

S 6 

(1) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft 
durch Rechtsverordnung beauftragen, die 
Einhaltung der Vorschriften über die Anfor- 
derungen zu überwachen, die im Rahmen 
des § 1 Abs. 1 Nr. 2 an die technische Be- 
schaffenheit der Wasserfahrzeuge (Binnen- 
schiffe, schwimmenden Geräte, Kleinfahr- 
zeu^e, Fähren) und ihrer Einrichtungen zu 
stellen sind; dies gilt nicht für die in § 3 
Abs. 2 genannten Vorschriften. 

(2) Wird die Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft nach Absatz 1 beauftragt, 
untersteht sie insoweit der Fachaufsicht des 
Bundesministers für Verkehr. Dieser be- 
stimmt Umfang und Art seiner Aufsicht 


im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Arbeit. Die Selbstkosten der Über- 
wachung trägt der Bund. 

§ 7 

Zuwiderhandlungen gegen die von den 
Rheinuferstaaten gleichlautend erlassenen 
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften und die 
zu ihrer Durchführung und Ergänzung er- 
lassenen Anordnungen werden nach dem 
Strafrahmen des Artikels 32 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 27. September 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 645) bestraft. Auf diese 
Zuwiderhandlungen sind die Vorschriften 
für Übertretungen entsprechend anzu- 
wenden. 

§ 8 

Der nach § 34 des Gesetzes über den ge- 
werblichen Binnenschiffsverkehr gebildete 
Ausschuß dient auch der Verständigung des 
Bundes mit den Ländern bei der Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes, insbesondere der Ab- 
stimmung der Interessen vor verkehrspoli- 
tischen Maßnahmen, die der Bundesminister 
für Verkehr auf Grund dieses Gesetzes trifft. 

§ 9 

(1) Es werden aufgehoben 

1. das Gesetz über die Untersuchung der 
Rheinschiffe und -flöße und über die Be- 
förderung brennbarer Flüssigkeiten auf 
Binnenwasserstraßen vom 13. November 
1952 (Bundesgesetzbl. II S. 957), 

2. das Gesetz zur Einführung der Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung vom 19. De- 
zember 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1207). 

(2) Die Verordnung über die Unter- 
suchung der Rheinschiffe und -flöße und 
über die Beförderung brennbarer Flüssigkei- 
ten auf Binnenwasserstraßen vom 30. April 
1950 (Bundesgesetzbl. S. 371) mit den zu 
ihrer Änderung und Ergänzung erlassenen 
Verordnungen, 

die Verordnung über die Beförderung brenn- 
barer Flüssigkeiten auf Binnenwasserstraßen 
vom 27. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 734), 

die Verordnung zur Einführung der Binnen- 
schiff ah rtstraßen-Ordnung vom 19. Dezem- 
ber 1954 (Bundesgesetzbl. II S. 1135) mit den 
zu ihrer Durchführung und Ergänzung er- 
lassenen Verordnungen, 

die Verordnung zur Einführung der Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung vom 24. De- 
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zember 1954 (BundesgesetzbL II S. 1411) und 
die Verordnung zur Einführung der Vor- 
schriften für die Reeden auf dem Rhein 
(Schiffahrtpolizeiverordnung zur Ergänzung 
der Rheinschiffahrtpolizeiverordnung) vom 
24. Dezember 1954 (BundesgesetzbL II 
S. 1466) mit den zu ihrer Änderung und Er- 
gänzung erlassenen Verordnungen 

gelten als auf Grund des § 3 Abs. 1 und 3 
erlassen. 

(3) Die Verordnung über die Erteilung 
von Rheinschifferpatenten, erlassen in 

Preußen am 30. Juli 1925 (Ministerialblatt 
der Handels- und Gewerbeverwaltung 
S. 197), 

Bayern am 8. Juli 1925 (Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt für den Freistaat Bayern 
S. 189), 

Baden am 3. Juli 1925 (Badisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 175), 

Hessen am 15. September 1925 (Hessisches 
Regierungsblatt S. 150 und S. 256) 

in der Fassung des Gesetzes der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets vom 
18. März 1949 (WiGBL S. 21), des Gesetzes 
des Landes Rheinland-Pfalz vom 13. April 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt I 
S. 109) sowie des Gesetzes vom 12. Februar 
1951 (BundesgesetzbL II S. 5) mit den zu 
ihrer Durchführung, Änderung und Ergän- 
zung erlassenen Verordnungen tritt am 
1. Juli 1956 außer Kraft. 

§ 10 

(1) § 31 und § 34 Abs. 3 der Gewerbe- 
ordnung sind auf den Betrieb des Lotsen- 
gewerbes auf Bundeswasserstraßen nicht an- 
zuwenden. 

(2) Die §§ 5 bis 9 des Preußischen Gesetzes, 
betreffend die Ausführung der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868, 
vom 17. März 1870 (Preußische Gesetz- 
sammlung S. 187), 

die §§10 bis 20 des Preußischen Regulativs, 
betreffend die Ausführung der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 
1868, vom 23. März 1870 (Amtsblatt der 
Regierung Wiesbaden S. 169), 

das Hessische Regulativ, betreffend das 
Steuermannswesen auf der Großherzoglich 
Hessischen Rheinstrecke, vom 5. August 
1882 (Hessisches Regierungsblatt S. 133), 


die Bayerische Verordnung, betreffend die 
Steuermannsordnung für den Rhein inner- 
halb des Bayerischen Gebietes, vom 30. De- 
zember 1885 (Bayerisches Gesetz- und Ver- 
ordnungsblatt 1886 S. 1), 

die Badische Minis terial Verordnung, betref- 
fend die Steuermannsordnung für den Rhein 
innerhalb des Großherzoglich Badischen Ge- 
bietes, vom 19. Dezember 1885 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 401) 

mit allen dazu ergangenen Änderungen 
und Ergänzungen treten mit dem Tage außer 
Kraft, an dem sie durch Rechtsverordnungen 
ersetzt werden, die der Bundesminister für 
Verkehr auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 3 er- 
läßt. 

(3) Die Weserschiffahrtsakte vom 10. Sep- 
tember 1823 (Preußische Gesetzsammlung 
1824 S. 25) und die Additionalakte zur Weser- 
schiffahrtsakte vom 3. September 1857 
(Preußische Gesetzsammlung 1858 S. 453) 
werden aufgehoben; jedoch bleiben die zu 
ihrer Durchführung erlassenen Verordnun- 
gen, soweit sie noch gültig sind, in Kraft, bis 
der Bundesminister für Verkehr sie durch 
Rechtsverordnung aufhebt. 

(4) Die Bayerische Ministerialbekannt- 
machung vom 31. März 1858, Vorschriften 
über die Erlangung der bayerischen Legiti- 
mation zur Flußschiffahrt oder Flößerei auf 
der Donau betreffend (Bayerisches Regie- 
rungsblatt S. 433), tritt auf der Bundes- 
wasserstraße Donau mit dem Tage außer 
Kraft, an dem sie durch Rechtsverordnungen 
ersetzt wird, die der Bundesminister für Ver- 
kehr auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
erläßt. 

§ 11 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (BundesgesetzbL I S. 1) 
auch im Lande Berlin. Die den Wasser- und 
Schiffahrtsdirektionen zugewiesenen Auf- 
gaben nimmt im Lande Berlin der zuständige 
Fachsenator wahr. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Lande Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeines 

Nach Art. 87 Abs. 1 Satz 1 GG werden die 
staatlichen Aufgaben der Binnenschiffahrt 
nach Maßgabe des Art. 89 GG in bundeseige- 
ner Verwaltung mit eigenem Verwaltungs- 
unterbau wahrgenommen. Inhalt und Um- 
fang der Verwaltungskompetenz ergeben sich 
aus Art. 89 Abs. 2 Satz 2 GG, welcher lautet: 
Der Bund nimmt die über den Bereich eines 
Landes hinausgehenden staatlichen Aufgaben 
der Binnenschiffahrt und die Aufgaben der 
Seeschiffahrt wahr, die ihm durch Gesetz 
übertragen werden. Der „Bereich eines Lan- 
des“ ist nach übereinstimmender Ansicht von 
Bund und Landern hier sowohl räumlich als 
auch gegenständlich aufzufassen. Dagegen 
laßt die Fassung nicht klar erkennen, ob sich 
der Relativsatz nur auf die Aufgaben der 
Seeschiffahrt oder auch auf die Aufgaben der 
Binnenschiffahrt bezieht. Bisher ist nur das 
Gesetz über die Aufgaben des Bundes auf 
dem Gebiete der Seeschiffahrt vom 22. No- 
vember 1950 (BGBl. S. 767) ergangen, wäh- 
rend die bundeseigene Verwaltung der Bin- 
nenschiffahrt ihre Befugnisse unmittelbar aus 
Art. 87 und 89 GG abgeleitet hat. 

Auf Grund der Beratungen im Parlamenta- 
rischen Rat (s. 21. Sitzung des Zuständig- 
keitsausschusses vom 7. Dezember 1948, 
Drucksache des PR Nr. 362) wird heute all- 
gemein die Rechtsansicht vertreten, daß es 
auch für die Binnenschiffahrt eines Gesetzes 
bedarf, um die in Art. 89 Abs. 2 Satz 2 GG 
bezeichneten Aufgaben auf diesem Gebiet 
auf den Bund zu übertragen. Damit ist die 
Aufstellung des vorliegenden Entwurfs not- 
wendig geworden. 

Die mit dem Entwurf bezweckte Zuständig- 
keitsabgrenzung ist nicht schon dadurch vor- 
genommen worden, daß nach § 1 Abs. 1 
Satz 4 des Gesetzes über die vermögensrecht- 
lichen Verhältnisse der Bundeswasserstraßen 
vom 21. Mai 1951 (BGBl. I S. 352) die im 
Staatsvertrag, betreffend den Übergang der 
Wasserstraßen von den Ländern auf das 
Reich, vom 29. Juli 1921 (RGBl. S. 961) 
nebst den Zusatzverträgen von 1922 und 
1928 getroffene Regelung sinngemäß weiter 
gilt. Denn abgesehen davon, daß die in § 11 
des Staatsvertrages vereinbarte Auftragsver- 
waltung der Länder für das Reich in der 
Mittel- und Ortsinstanz auf dem Gebiet der 
Binnenschiffahrt im GG nicht vorgesehen 


und daher nicht zulässig ist, ist auch zweifel- 
haft, inwieweit die sonstigen Vorschriften 
des Staatsvertrages noch anwendbar sind. 
Eine eindeutige Regelung im Sinne des Ent- 
wurfs ist daher notwendig. 

Da aus der Abgrenzung der Kompetenzen 
noch nicht die Befugnis folgt, Verordnungen 
zu erlassen, bedarf es zur Durchführung eini- 
ger dem Bund übertragener Aufgaben (§ 1 
Abs. 1 Nr. 2, § 2 Abs. 1) einer besonderen 
Rechtsetzungsbefugnis (s. § 2 Abs. 2, § 3). 
Die Ermächtigungen hierzu werden dem 
Bundesminister für Verkehr erteilt, um zu 
vermeiden, daß die gesetzgebenden Körper- 
schaften oder die Bundesregierung mit dem 
Erlaß von Verkehrs- und Sicherheitsvor- 
schriften oder der Festsetzung von Lade- und 
Löschzeiten sowie Liegegeldern für die Bin- 
nenschiffahrt belastet werden. 

Der Entwurf zählt die dem Bund übertrage- 
nen Verwaltungsaufgaben nicht erschöpfend 
auf. Wie § 1 Abs. 2 erkennen läßt, bleiben 
diejenigen Verwaltungszuständigkeiten unbe- 
rührt, die dem Bund seit dem Zusammentritt 
des Bundestages durch Gesetz bereits über- 
tragen worden sind. Ebenso bleibt es dem 
Bundesgesetzgeber unbenommen, im Rah- 
men des Art. 89 Abs. 2 Satz 2 GG für neu 
erwachsende Aufgaben die Bundeszuständig- 
keit zu begründen. 

II. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu § 1 Abs. 1 

Nr. 1 lehnt sich an das entsprechende Ge- 
setz auf dem Gebiet der Seeschiffahrt an. 
Allerdings nimmt der Bund Zuständigkeiten 
auf dem Gebiet der Binnenhäfen nicht für 
sich in Anspruch, obwohl die allgemeine Ver- 
kehrspolitik und die Hafenbau- und Hafen- 
verkehrspolitik vielfältig miteinander ver- 
knüpft sind. Die den Bund und die Länder 
hier gemeinsam berührenden Fragen müssen 
im Rahmen der Zusammenarbeit gelöst wer- 
den, die § 8 des vorliegenden Entwurfs und 
§ 34 des Gesetzes über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr (BSchVG) vorsehen. Die 
Bestimmung bedeutet nicht die Übernahme 
finanzieller Verpflichtungen durch den Bund. 

Nr. 2: In Art. 97 Abs. 5 der Weimarer Ver- 
fassung hatte das Reich mit dem Übergang 
der Wasserstraßen die Strom- und Schiffahrts- 
polizei übertragen erhalten. Der Staatsvertrag 
von 1921 bestimmte allerdings, daß nurdieVer- 



waltungszuständigkeiten der Landeszentral- 
behörden einschließlich der Strom- und 
Schiffahrtspolizei auf Reichsbehörden über- 
gehen sollten, wahrend in der Mittel- 
und Ortsinstanz diese Zuständigkeiten 
auftragsweise von den Ländern für das 
Reich wahrgenommen wurden. § 12 

Buchstabe e des Staatsvertrages sah vor, 
daß das Reich diese Regelung kündigen 
könne, falls der Staatsgerichtshof entscheiden 
sollte, daß das Reich zur selbständigen Neu- 
ordnung der Reichswasserstraßenverwaltung 
auch ohne Einverständnis der beteiligten 
Länder berechtigt sei. Nachdem der Staats- 
gerichtshof auf Antrag des Reichs am 
21. Dezember 1925 zu dessen Gunsten ent- 
schieden hatte, kündigte das Reich die im 
Staatsvertrag vereinbarte Form der Wasser- 
straßenverwaltung zum 31. März 1932 
(s. Jahrbuch des Öffentlichen Rechts der 
Gegenwart 1932 S. 75), um den Weg für eine 
reidiseigene Verwaltung auch in der Mittel- 
und Ortsinstanz freizumachen. Diese Maß- 
nahme wurde jedoch nicht durchgeführt, 
vielmehr blieb es sogar über die förmliche 
Aufhebung des Staatsvertrages durch die 
Verordnung über die Reichswasserstraßen 
vom 15. April 1943 (RGBl. II S. 131) hinaus 
durch Verwaltungsübung bis zum Kriegsende 
bei der im Staatsvertrag getroffenen Rege- 
lung. Erst mit der Einrichtung der bundes- 
eigenen Wasser- und Schiffahrtsverwaltung 
auf Grund des Art. 87 GG wurden organisa- 
torisch die Voraussetzungen für die Über- 
nahme der ström- und schiffahrtspolizei- 
lichen Verwaltungsaufgaben in der Mittcl- 
und Ortsinstanz durch den Bund geschaffen. 
Es mag dahingestellt bleiben, ob ohne den 
vom Parlamentarischen Rat nachträglich in 
Art. 89 Abs. 2 GG eingefügten zweiten Satz die 
Schiffahrtspolizei als Bestandteil der Wasser- 
straßenverwaltung (Art. 89 Abs. 2 Satz 1) 
anzusehen wäre. Nachdem das Grundgesetz 
in Art. 89 Abs. 2 zwischen der Verwaltung 
der Bundeswasserstraßen (Satz 1) und der 
Verwaltung der Binnenschiffahrt (Satz 2) 
unterschieden hat, kann die Schiffahrtspoli- 
zei den staatlichen Aufgaben der Binnen- 
schiffahrt im Sinne des zweiten Satzes zuge- 
rechnet werden (so auch Herrfahrdt im Bon- 
ner Kommentar zu Art. 89), was zur Folge 
hat, daß nur diejenigen Aufgaben auf diesem 
Gebiet auf den Bund übertragen werden 
können, die über den Bereich eines Landes 
hinaus gehen. 

Wesen und Gegenstand der Schiffahrtspolizei 
lassen sich aus der Aufzählung in § 3 Abs. 1 


Nr. 1 bis 3 entnehmen. Zu den Maßnahmen 
der Gefahrenabwehr, die über den Bereich 
eines Landes hinausgehen, gehört vornehm- 
lich der Erlaß schiffahrtspolizeilicher Allge- 
meinverfügungen und anderer Verwaltungs- 
akte überörtlicher Art. Soweit die Gefahren- 
abwehr den Erlaß von Verordnungen erfor- 
dert, ergibt sich die Zuständigkeit des Bun- 
desgesetzgebers, dahingehende Ermächtigun- 
gen zu erteilen, aus Art. 74 Nr. 21 in Ver- 
bindung mit Art. 72 GG, weil die Sicherheit 
des Schiffsverkehrs auf den Bundeswasser- 
straßen durch ein Land nicht wirksam ge- 
regelt werden kann. Daß die Gefahren- 
abwehr, wenn sie die freizügige Schiffahrt 
auf den Bundeswasserstraßen wirksam sichern 
soll, einheitlich gehandhabt werden muß, 
hatte schon der Parlamentarische Rat aner- 
kannt (Verhandlungen des Hauptausschus- 
ses S. 95, 113). 

Eine besondere Regelung erfährt lediglich 
der schiffahrtspolizeiliche Vollzug. Nachdem 
seit 1948 landeseigene Polizeikräfte (Wasser- 
schutzpolizei) den Vollzugsdienst auf den 
meisten Bundeswasserstraßen ausüben, wird 
eine Änderung dieses Zustandes nicht er- 
strebt. Aus diesem Grunde bleibt die Auf- 
gabenverteilung auf diesem Gebiet einer Ver- 
einbarung zwischen dem Bund und den Län- 
dern Vorbehalten. Die Vereinbarung ist mit 
den Innenministerien der Länder bereits aus- 
gearbeitet worden und liegt den Länderkabi- 
netten zur Billigung vor. Sie läßt ebenso wie 
der vorliegende Entwurf die Frage offen, ob 
verfassungsrechtlich die Kompetenz beim 
Bund oder bei den Ländern liegt. 

Nr. 3: Grundlage für die Eichung der Bin- 
nenschiffe ist das internationale Überein- 
kommen über die Eichung der Binnenschiffe 
vom 27. November 1925 (RGBl. 1927 II 
S. 355) und die darauf beruhende Eichord- 
nung für Binnenschiffe auf deutschen Wasser- 
straßen vom 23. März 1928 (RVkBl. A 1928 
S. 19). Die bei der Eichung ermittelten Ab- 
messungen des Schiffes bilden die Grundlage 
für seine Zulassung auf den einzelnen Was- 
serstraßen, die ermittelte Tragfähigkeit bil- 
det die Grundlage für die Festsetzung der 
Mindestbemannung. Wegen des engen Zu- 
sammenhangs der Schiffseichung (Schiffsver- 
messung) mit der Schiffahrtspolizei wird sie 
durdi Nr. 4 dem Bund übertragen, der zu 
diesem Zwecke Schiffseichämter bereits ge- 
bildet hat. Wenn Aufgaben der echten 
Eichung zu erfüllen sind, wie z. B. bei der 
Vermessung der Tankbehälter zur Beförde- 
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rung brennbarer Flüssigkeiten mit Binnen- 
schiffen, sind die Eichbehörden der Länder 
zuständig. Die Zuständigkeit des Bundes er- 
streckt sich auf alle auf den Bundeswasser- 
straßen verkehrenden Schiffe. 

Nr. 4; Die hier genannten Verwaltungstätig- 
keiten ergeben sich aus der dem Bund in 
Nr. 2 übertragenen Aufgabe. 

Zu § 2 

Die Vorschrift spricht die sich aus Art. 72, 
74 Nr. 21 GG ergebende Zuständigkeit des 
Bundes zur Festsetzung der Liegegelder so- 
wie der Lade- und Löschzeiten insoweit aus, 
als diese mit Beförderungsleistungen auf 
Bundeswasserstraßen Zusammenhängen. Da 
die Beförderungsleistungen des durchgehen- 
den Verkehrs eine Einheit bilden, ist die 
Bundeszuständigkeit auch dann gegeben, 
wenn die Beförderung nur streckenweise auf 
Bundeswasserstraßen vorgenommen wird. 
Der Bund ist jedoch in keinem Falle im Orts- 
und Hafenverkehr zuständig (§ 131 Abs. 1 
BSchG). 

Die Bedeutung der Liegegelder sowie der 
Lade- und Löschzeiten liegt darin, daß sie 
wesentliche Faktoren bei der Frachtenbildung 
der Binnenschiffahrt darstellen. Die Mehr- 
zahl der entstehenden Liegegelder wird be- 
reits auf Grund des BSchVG vom Bundes- 
minister für Verkehr als „Vergütung für mit 
der Schiffsbeförderung unmittelbar zusam- 
menhängende Nebenleistungen“ im Sinne 
des § 21 BSchVG in dem dort vorgesehenen 
Verfahren festgesetzt. Hieran ändert sich im 
Hinblick auf § 1 Abs. 2 des Entwurfs nichts. 
Erfaßt werden in § 2 Abs. 1 zur Zeit daher 
nur diejenigen Liegegelder, welche im Zu- 
sammenhang mit dem grenzüberschreitenden 
Verkehr entstehen, der dem BSchVG nicht 
unterliegt (§ 42 Abs. 1 BSchVG). Wenn schon 
im innerdeutschen Verkehr der Bund die 
Liegegelder festsetzt, muß dies im grenzüber- 
schreitenden Verkehr um so mehr der Fall 
sein. Auch die Lade- und Löschzeiten kön- 
nen, soweit sie den Frachten für Beförde- 
rungsleistungen auf Bundeswasserstraßen zu- 
grunde gelegt werden, im Interesse einer ein- 
heitlichen Verkehrs- und Tarifpolitik nur 
einheitlich festgelegt werden. Die Voraus- 
setzungen des Art. 72 Abs. 2 GG sind damit 
erfüllt. Im Umfang der nach Abs. 1 begrün- 
deten Zuständigkeit des Bundes sollen an die 
Stelle der höheren Verwaltungsbehörden in 
§§ 29 Abs. 4, 32 Abs. 1, 48 Äbs. 4 BSchG 
künftig die Wasser- und Schiffahrtsdirektio- 


nen des Bundes treten. Diese werden zum 
Erlaß der im BSchG vorgesehenen Verord- 
nungen nach Abs. 2 durch Rechtsverordnung 
des Bundesministers für Verkehr ermächtigt. 
Das unmittelbare Interesse der Länder an 
der Frachtenbildung ist bereits im BSchVG 
dadurch anerkannt worden, daß nach § 35 
Ländervertreter in den Frachtenausschüssen 
mitwirken. Aus den gleichen Erwägungen 
schreibt § 2 Abs. 1 des vorliegenden Ent- 
wurfs das Benehmen mit den Ländern vor. 

Zu § 3 

Die Vorschrift bildet die notwendige Ergän- 
zung zu § 1 Abs. 1 Nr. 2 (vgl. Ziff. I der 
Begründung). Sie bestimmt gleichzeitig, 
welche Stelle des Bundes das Verordnungs- 
recht ausübt. 

Abs. 1 Nr. 1 bezieht sich auf die Verkehrs- 
vorschriften auf Bundeswasserstraßen, wie sie 
in den Schiffahrtspolizeiverordnungen für 
die einzelnen Stromgebiete niedergelegt 
sind (z. B. Binnenschiffahrtstraßen-Ordnung 
vom 19. Dezember 1954 — BGBl. II 
S. 1135 — ). 

Abs. 1 Nr. 2 betrifft die Schiffssicherheits- 
vorschriften, zu denen auch die Vorschriften 
über eine ausreichende Bemannung und über 
die Kennzeichnung der Schiffe zählen. Bei- 
spiele für die z. Z. geltenden Schiffssicher- 
heit svorschriften sind die Untersuchungs- 
ordnung für Rheinschiffe und -flöße und die 
Vorschriften über die Beförderung brenn- 
barer Flüssigkeiten auf Binnenwasserstraßen 
(BGBl. 1950 S. 371). 

Zu Abs. 1 Nr. 3: Auf dem Gebiet des Be- 
fähigungswesens sind bereits einige bundes- 
rechtliche Ermäditigungen vorhanden, so 
§ 132 Abs. 1 BSchG und § 32 Abs. 1 des Ge- 
setzes, betreffend die privatrechtlichen Ver- 
hältnisse der Flößerei, vom 15. Juni 1895 
(RGBl. S. 341). Da diese Vorschriften den 
Bundesrat des Kaiserreichs 'ermächtigen, ent- 
sprechen sie nicht mehr den heutigen staats- 
rechtlichen Verhältnissen. Soweit sich die ge- 
nannten Vorschriften auf Bundeswasser- 
straßen beziehen, werden sie durch den vor- 
liegenden Entwurf gegenstandslos. 

Unter Nr. 3 fallen die Vorschriften über die 
Befähigung und Eignung der für die Füh- 
rung der Binnenschiffe und Flöße verant- 
wortlichen Personen und der Schiffsmann- 
schaft. Ein Beispiel für die z. Z. geltenden 
Vorschriften über Schifferpatente ist die 
Strom- und Schiffahrtpolizeiverordnung für 
die Binnenschiffahrt und Flößerei auf der 
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Unterweser vom 7. Dezember 1927 (RGBL II 
S. 1109). 

Abs. 1 Nr. 4 schafft die Rechtsgrundlage 
für den Erlaß von Gebührenordnungen. 

Abs. 1 Satz 2 soll es ermöglichen, in den 
Verordnungen z. B. die Pflicht zum Ablegen 
von Prüfungen, zur Vorlage von Schiffer- 
patenten und Schiffsattesten und zur Vor- 
führung des Schiffes zwecks Untersuchung 
zu begründen. 

Für die in Abs. 2 genannten überwachungs- 
bedürftigen Anlagen (z. B. Dampfkessel, Be- 
hälter für die Beförderung brennbarer Flüs- 
sigkeiten) verbleibt es bei den Vorschriften 
der GewO auch dann, wenn sich die über- 
wachungsbedürftigen Anlagen an Bord von 
Binnenschiffen befinden. 

Abs. 3 sieht im Hinblick auf Art, 80 Abs. 1 
Satz 3 GG die Möglichkeit vor, die Ermäch- 
tigung auf die Mittelbehörden der Wasser- 
und Schiffahrtsverwaltung zu übertragen. 

Beim Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
Abs. 1 kann sich die Notwendigkeit ergeben, 
die in Abs. 4 genannten Grundrechte einzu- 
schränken. Mit Rücksicht auf Art. 19 GG 
muß die Möglichkeit zur Einschränkung von 
Grundrechten im Gesetz ausgesprochen 
werden. 

Zu § 4 

Die Vorschrift ermächtigt die Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung, die im 
Rahmen des § 1 Abs. 1 Nr. 2 notwendigen 
Maßnahmen auf dem Gebiet der Schiffahrt- 
polizei zu treffen. Soweit es sich um Voll- 
zugsmaßnahmen handelt, wird diese Befug- 
nis durch den Inhalt der in § 1 Abs. 1 Nr. 2 
genannten Vereinbarung beschränkt. 

Zu § 5 

§ 5 entspricht deip Ergebnis der Verhandlun- 
gen zwischen dem Bund und dem Land 
Hamburg über die Aufteilung der Zustän- 
digkeiten auf dem Gebiet der Binnenschiff- 
fahrt im Hamburger Hafen. Entsprechend 
der bisherigen Übung verbleibt nach Satz 1 
die Verkehrsregelung (§ 1 Abs. 1 Nr. 2, § 3 
Abs. 1 Nr. 1) im gesamten Hafen, also ein- 
schließlich der dazugehörigen Teile der 
Bundeswasserstraße Elbe, dem Land Ham- 
burg. Ferner entfällt nach Satz 2 die Bun- 
deszuständigkeit für die Hamburger Hafen- 
schiffahrt (z. B. zum Erlaß und zur Über- 
wachung der Einhaltung der schiffbaulichen 
Vorschriften), auch soweit sie die Hafenelbe 


befährt, sowie für Hafenlotsen. Dagegen lie- 
gen alle übrigen Zuständigkeiten auf der 
Bundeswasserstraße Elbe beim Bund. 

Zu § 6 

Die Überwachung der technischen Beschaf- 
fenheit der Wasserfahrzeuge auf den Bundes- 
wasserstraßen ist Aufgabe der Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bun- 
des. Die Sicherheitsvorschriften sehen eine 
regelmäßige Untersuchung der Binnenschiffe 
in bestimmten Zeitabständen vor, die z. B. 
für Schleppkähne auf dem Rhein nach Art. 8 
der internationalen Untersuchungsordnung 
für Rheinschiffe und -flöße 20 Jahre be- 
tragen. Eine laufende Überwachung des bau- 
lichen Zustandes der Fahrzeuge, die dringend 
notwendig wäre, findet bisher nicht statt, 
weil Personal für diesen Zweck nicht vorhan- 
den ist. Diese Lücke schließt Abs. 1, indem 
er die Einschaltung der Binnenschiffahrts- 
Berufsgenossenschaft vorsieht. Als Trägerin 
der gesetzlichen Unfallversicherung in der 
Binnenschiffahrt (§ 623 RVO) ist die BBG 
berechtigt und verpflichtet, Unfallver- 
hütungsvorschriften zu erlassen (§ 848 a) und 
für ihre Durchführung zu sorgen (§ 874). 
Die Unfallverhütungsvorschriften decken 
sich vielfach mit den bestehenden Schiffs- 
sicherheitsvorschriften und ergänzen sie in 
mancher Hinsicht. Die BBG überwacht daher 
bereits jetzt die Schiffssicherheit in dem Um- 
fang, wie es im unmittelbaren Interesse der 
Unfallverhütung liegt. Der Bundesminister 
für Verkehr kann sich ihrer nunmehr auch 
für die Zwecke der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung bedienen und ihr damit Auf- 
gaben übertragen, die der Seeberufsgenossen- 
schaft seit jeher obliegen. Die Aufgaben- 
abgrenzung zwischen Wasser- und Schiff- 
fahrtsverwaltung, Binnenschiffahrts-Berufs- 
genossenschaft und Wasserschutzpolizei wird 
eine Verwaltungsanordnung vornehmen. 

Ausgenommen von der Tätigkeit der 
Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft blei- 
ben die für überwachungsbedürftige Anlagen 
im Sinne des § 24 GewO (z. B. für Dampf- 
kessel) erlassenen Vorschriften, weil diese zur 
Zuständigkeit der in § 24 c GewO genannten 
Sachverständigen gehören. Abs. 1 bezieht 
sich ferner nicht auf die Aufgaben des Ar- 
beitsschutzes, die auf Grund der Gewerbe- 
ordnung den Gewerbeaufsichtsämtern ob- 
liegen. 

Nach Abs. 2 wird die Binnenschiffahrts-Be- 
rufsgenossenschaft — ebenso wie dies hin- 
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sichtlich der Seeberufsgenossenschaft ge- 
schehen ist — im Rahmen ihres Über- 
wachungsauftrages der fachlichen Aufsicht 
des Bundesministers für Verkehr unterstellt 
werden. 

Zu § 7 

§19 des Gesetzes über das gerichtliche Ver- 
fahren in Binnenschiffahrts- und Rheinschiff- 
fahrtssachen vom 27. September 1952 
(BGBl. I S. 641) hat für seinen Geltungs- 
bereich die bisherigen von den Rheinufer- 
staaten gleichlautend erlassenen ström- und 
schiffahrtspolizeilichen Vorschriften unter 
die Strafdrohung des Art. 32 der Mannhei- 
mer Akte vom 17. Oktober 1868 (BGBl. 
1952 I S. 645) gestellt. Da die Bundesrepu- 
blik durch die Mannheimer Akte gehalten 
ist, auch in künftig zu erlassenden Verord- 
nungen, die auf einem Beschluß der Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt be- 
ruhen, die gleiche Strafe anzudrohen, ist die 
Blankettvorschrift des Satzes 1 erforderlich. 
Einbezogen in die Strafdrohung sind Ver- 
stöße gegen die Anordnungen zur Durch- 
führung und Ergänzung der gemeinsam er- 
erlassenen Verordnungen, die — wie § 102 
der Rheinschiffahrtspolizeiverordnung vom 
24. Dezember 1954 (BGBl. II S. 1411) erken- 
nen läßt — nach internationaler Verein- 
barung ebenso zu bewerten sind wie Ver- 
stöße gegen die Verordnungen selbst. Satz 2 
ist aus § 19 des Gesetzes vom 27. September 
1952 wörtlich übernommen worden. 

Zu § 8 

Die Vorschrift erweitert die Aufgaben des 
nach dem Gesetz über den gewerblichen Bin- 
nenschiffsverkehr gebildeten Ausschusses auf 
die Durchführung des vorliegenden Gesetzes. 
Die Vorschrift soll vor allem sicherstellen, 
daß Förderungsmaßnahmen nach § 1 Abs. 1 
Nr. 1 mit den Ländern vorher abgestimmt 
werden. 

Zu § 9 

Da die in § 3 enthaltene Ermächtigung die 
in Abs. 1 genannten Gesetze entbehrlich 
macht, werden diese aufgehoben. Die auf 
ihnen beruhenden Verordnungen gelten nach 
Abs. 2 als auf Grund des vorliegenden Ge- 
setzes erlassen. Im Interesse der Rechtseinheit- 
lichkeit erhalten einige weitere Verkehrs- 
und Sicherheitsvorschriften die Rechtsgrund- 
lage des § 3. 

Die Verordnung über die Erteilung von 
Rheinschifferpatenten (Abs. 3) wird von der 


Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
z. Z. überarbeitet. Um sie auf Grund des § 3 
des Entwurfs in neuer Fassung erlassen zu 
können, bedarf es ihrer Aufhebung durch 
Gesetz, weil einige ihrer Bestimmungen in 
den Jahren 1949 und 1951 durch Gesetz ge- 
ändert worden sind. 

Zu § 10 

Zu Abs. 1: § 31 GewO enthält in Abs. 2 eine 
Ermächtigung zum Erlaß von Vorschriften 
über die Befähigung von Binnenlotsen an 
den früheren Bundesrat, die jetzt in § 3 
Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs hinsichtlich der 
Bundeswasserstraßen dem Bundesminister 
für Verkehr übertragen wird. Die Bestim- 
mung ist daher ebenso entbehrlich wie die 
sachlich-rechtliche Regelung in § 31 Abs. 1 
GewO, die zu treffen dem Bundesminister 
für Verkehr im Rahmen seiner Ermächtigung 
überlassen bleibt. § 31 Abs. 3 GewO kann 
für die Lotsen auf Bundeswasserstraßen ent- 
fallen, da er nur im Zusammenhang mit 
Abs . 1 und 2 Bedeutung hat. 

§ 34 Abs. 3 GewO sieht vor, daß der Betrieb 
des Lotsengewerbes von einer besonderen 
Zulassung abhängig gemacht werden kann. 
Diese Zulassung wird auf den Bundeswasser- 
straßen neben dem Nachweis der Befähigung, 
der nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 des Entwurfs ge- 
fordert werden kann, nicht mehr für not- 
wendig gehalten. 

Zu Abs. 2: Die Vorschrift des Abs. 1 hat zur 
Folge, daß die bisherigen Lotsenordnungen, 
die eine Zulassung der Lotsen vorsehen, auf- 
gehoben werden müssen. Da diese Vorschrif- 
ten sich zugleich auf den Befähigungsnach- 
weis beziehen, soll dies erst geschehen, wenn 
auf Grund des § 3 Abs. 1 Nr. 3 neue Vor- 
schriften hierfür in Kraft treten. 

Zu Abs. 3 und 4: Die Aufhebung der Weser- 
schiffahrtsakte von 1823 und der Additional- 
akte hierzu von 1857 sowie der Bayerischen 
Verordnung von 1858 folgt aus der dem 
Bund übertragenen Zuständigkeit in § 1 

Abs. 1 Nr. 2 und 4 sowie in § 3 Abs. 1 Nr. 2 
und 3 des Entwurfs. 

Zu § 11 

§11 enthält die Berlin-Klausel. Abs. 1 Satz 2 
bezeichnet die Berliner Behörde, welche die 
Aufgaben der Wasser- und Schiffahrtsdirek- 
tion in Westberlin so lange wahrzunehmen 
hat, bis die Berliner Wasserstraßen in bun- 
deseigene Verwaltung übernommen werden 
können. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschlag des Bundesrates 


§ 3 Abs. 4 wird gestrichen. 
Begründung 

§ 3 Abs. 4 des Entwurfs ermächtigt den Bun- 
desverkehrsminister, in den auf Grund des 
§ 3 Abs. 1 zu erlassenden Rechtsverordnun- 
gen auch die Grundrechte der Freiheit und 
der körperlichen Unversehrtheit der Person 
und der Unverletzlichkeit der Wohnung ein- 
zuschränken. Hiergegen bestehen ernste ver- 
fassungsrechtliche und verfassungspolitische 
Bedenken. 

Das Grundgesetz laßt Eingriffe in die frag- 
lichen Grundrechte nur auf Grund eines 
förmlichen Gesetzes zu; das ergibt sich beson- 
ders deutlich aus Art. 104 Abs. 1 Satz 1 GG 
bezüglich des Grundrechts der Freiheit der 
Person (vgl. auch v. Mangoldt Erläuterung 3 
zu Art. 19 und Erläuterung 3 zu Art. 104 GG, 
ferner Bonner Kommentar Erläuterung II, 
1 b zu Art. 19 und Erläuterung B, 2 a zu 
Art. 104 GG). Das schließt nicht aus, daß ein 
förmliches Gesetz den Verordnungsgeber zu 


Eingriffen in die Grundrechte ermächtigt; in 
diesem Falle muß aber das Gesetz selbst das 
zulässige Ausmaß der Beschränkungen und 
das zu beachtende Verfahren festlegen. 

Diesen Verfassungsbestimmungen wider- 
spricht der Entwurf. Die Ermächtigung ent- 
hält keinerlei Begrenzung der möglichen Ein- 
griffe und regelt auch das Verfahren nicht. 
Dies ist um so bedenklicher, als der Rahmen 
für die Rechtsverordnungen in § 3 Abs. 1 
des Entwurfs sehr weit gespannt ist. 

Angesichts der Bedeutung, die dem Schutz 
der Grundrechte im gesamten System des 
Grundgesetzes zukommt, kann auch verfas- 
sungspolitisch eine derartige Regelung, die 
die Exekutive schlechthin zu Grundrechtsbe- 
schränkungen ermächtigt, nicht hingenom- 
men werden. 

§ 3 Abs. 4 des Gesetzentwurfs ist deshalb zu 
streichen. Das Ausmaß der Eingriffe in die 
genannten Grundrechte und das bei diesen 
Eingriffen zu beachtende Verfahren sind in 
dem Gesetz selbst zu regeln. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Änderungsvorschlag des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates zu. 

Begründung 

Die Bundesregierung ist zwar der Auffas- 
sung, daß verfassungsrechtliche und verfas- 
sungspolltische Bedenken gegen die Vor- 
schrift nicht bestehen, weil der spezielle 
Zweck des Gesetzes die möglichen Einschrän- 


kungen der Grundrechte bereits hinreichend 
begrenzt. Sie kann jedoch der Streichung des- 
halb zustimmen, weil das dem Bundestag in- 
zwischen vorliegende Gesetz über die An- 
wendung unmittelbaren Zwanges bei der 
Ausübung öffentlicher Gewalt ausreichende 
Möglichkeiten bietet, Zwangsmaßnahmen 
durchzuführen, die beim Vollzug schiffahrt- 
polizeilicher Verordnungen erforderlich wer- 
den können. 
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